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hat der 1„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 50 Dezember 1964, an der

mitgewirkt haben

Bundesrichter Dr° H a u g ' ;‘Ü
als Vorsitzender, “

Bundesrichter H e y e r
_und Bundesrichter Dr" B u s s ' ‘-‘ l

„
‘;‘ als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichter Dr„ N e u m a n n
und Bundessozialrichter V i e h w e g e r

als ehrenamtliche Richter,
.„ ‘ , . \\ ; .

für Recht erkannt:

Die ReVision der Klägerin gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

18° Oktober 1961 wird zurückgewiesen°
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Die Klägerin beansprucht Hinterbliebenenrente aus der

Versicherung des am 13° September 1957 verstorbenen

Franz 2131113133; Thre Ehe mit dem Versicherten ist durch

ein am l8„ August 1957 rechtskräftig gewordenes Urteil

des Landgerichts in Bielefeld aus Alleinverschulden des

Mannes geschieden wordenu Die Beklagte lehnte den Ren—

tenantrag ab: Der Versicherte habe der Klägerin nach

der Ehescheidung weder Unterhalt geleistet noch nach den

_
V0rschriften des Ehegesetzes (EheG) oder aus sonstigen
Gründen zu leisten gehabt; er sei nicht leistungsfähig

gewesen, auch sei ein Unterhaltstitel gegen ihn nicht

ergangen (Bescheid vom 18; November 1958)„ ‘

Die Klägerin machte geltend, der Versicherte habe ihr vor

und nach der Ehescheidung Unterhalt zukommen lassen, er

sei auch noch nach der Scheidung leistungsfähig gewesen„

Unter anderem habe er vom Arbeitsamt wöchentlich 33,30 DM

Arbeitslosengeld bezogen; darin sei ein Betrag von 6‚—— DM

als Familienzuschlag für die Ehefrau enthalten gewesen,

der an sie hätte abgeführt werden müssen° '

Das Sozialgericht (SG) wies die Klage ab (Urteil vom'

l8„ März 1960); das Landessozialgericht (LSG) wies —unter
Zulassung der Revision — die Berufung der Klägerin zurück:

Keine der Voraussetzungen des 5 42 des Angestelltenversi—

cherungsgesetzes (AVG) sei gegeben° Für die tatsächliche
Unterhaltsleistung im Sinne der letzten Alternative seien

Zuwendungen vor der Ehescheidung unbeachtlich° Das Gericht

habe sich auf Grund der erhobenen Beweise auch nicht davon

überzeugen können, daß der Versicherte in der kurzen Zeit

zwischen der Ehescheidung und dem Tode noch tatsächlich
Unterhalt an die Klägerin geleistet habe„ Die Klägerin
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habe gegen ihn zur Zeit seines Todes auch keinen Unter—

haltsanspruch nach dem EheG gehabt, denn er habe zuletzt

Arbeitslosengeld in Höhe von rund 1AO,-— DM monatlich be—

zogen und sei nicht leistungsfähig gewesen° Daran ändere

auch nichts die Tatsache, daß in dieser Unterstützung

ein Familienzuschlag von 8,—— DM (richtig: 6,——DM)

wöchentlich enthalten war„ Die Klägerin habe keinen un-

mittelbaren Anspruch auf diesen Betrag gehabt, der Zu—

schlag sei vielmehr Teil des Anspruchs des Arbeitslosen

gewesen„ Auch eine Unterhaltspflicht aus sonstigen Grün—

den habe nicht bestanden (Urteil vom l8„ Oktober 1963.)°

Die Klägerin legte Revision ein mit dem Antrag,

die Urteile des LSG und des SG abzuändern,

den Bescheid der Beklagten aufzuheben und

sie zu" verpflichten, der Klägerin die Hin—

terbliebenenrente nach ihrem früheren Ehe—

mann zu gewähren„

Verletzt seien S 42 AVG und @ 59 EheG° Sie habe einen Unter-

haltsanspruch gegen den Versicherten in Höhe des Familienzu-

schlags zum Arbeitslosengeld gehabtn Jedes Zivilgericht wür—

de den Versicherten zur Unterhaltsleistung in dieser Höhe

verurteilt habeno Logischerweise müßte ein Zuschlag, der

mit Rücksicht auf den Familienstand gezahlt werde} demje—

nigen zugute kommen, von dessen Vorhandensein er abhängig

seio Aus der Zweckgebundenheit des Familienzuschlags folge

zwangsläufig auch eine Verpflichtung des Versicherten ”aus

sonstigen Gründen"„

Die Beklagte beantragte

die Zurückweisung der Revision°

Die Revision ist zulässig, aber unbegründet° Die Auffassung

des LSG, die Klägerin habe keinen Anspruch auf die Hinter—

bliebenenrente nach @ 42 AVG, ist rechtlich nicht zu bean—

standen°
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Für die Frage, ob der Versicherte der Klägerin tatsäch—

lich Unterhalt geleistet hat und deshalb die Vorausset-

zungen der letzten Alternative des © 42 AVG vorliegen,

kann —weil das Gesetz von der "früheren" Ehefrau spricht,
deren Ehe mit dem Versicherten geschieden ist - nur eine

nach der Ehescheidung liegende Unterhaltsleistung des

Versicherten berücksichtigt werden„ Dies gilt auch dann,

wenn der Zeitraum zwischen der Scheidung und dem Tode

des Versicherten kürzer als ein Jahr ist (BSG 14, 255)„

Das LSG hat aber nicht feststellen können, daß der Ver-

sicherte in dem kurzen Zeitraum, der zwischen der Ehe-

scheidung und seinem Tode lag, der Klägerin Zuwendungen

mit Unterhaltscharakter gemacht hat. Die Revision greift

insoweit weder die tatsächlichen Feststellungen noch die

Schlußfolgerung des BSG
an„ Es ist auch kein Grund er—

sichtlich, der gegen die Richtigkeit der Auffassung spricht,

daß der Versicherte der Klägerin in dem maßgeblichen Zeit-

raum tatsächlich keinen Unterhalt geleistet hat“ Die Klä—

gerin kann daher den Rentenanspruch nicht auf die letzte

Voraussetzung in @ Ä2 AVG stützen° ‚17
‚.|.

Auch für die Frage, ob der Versicherte zur Zeit seines

Todes der früheren Ehefrau nach den Vorschriften des

EheG Unterhalt zu leisten hatte (erste Voraussetzung des

5 A2 AVG), sind regelmäßig nur die Verhältnisse nach der
Scheidung und nicht diejenigen zur Zeit der bestehenden

Ehe maßgebend (BSG 5, 179, 185)„ Von dieser Regel macht
die Rechtsprechung allerdings Ausnahmen, wenn der Zeit—

raum zwischen der Ehescheidung und dem Tode des Versicher—

ten - Wie hier - so kurz ist, daß er für die Beurteilung,

ob die Voraussetzungen dieser Alternative des 5 42 AVG

vorgelegen haben, nicht ausreicht„ In solchen Fällen muß

auf sonstige Weise geprüft werden, ob durch den Tod eine

Unterhaltspflicht des Versicherten gegenüber der Ehefrau
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entfallen ist (BSG 14, 255 und Urteil vom 17„ September
196Ä — 12 RJ 350/61 _), Im vorliegenden Rechtsstreit ist
das LSG zutreffend davon ausgegangen, daß der Versicherte

schon seit längerer Zeit vor der Ehescheidung und auch

noch danach bis kurz vor seinem Tode Leistungen aus der

Arbeitslosenhilfe im Betrag von 33,50 DM wöchentlich

(: rund 140,«- DM monatlich) bezogen hat„ Es hat diese
Zeit mit Recht als den letzten wirtschaftlichen Dauer—

zustand vor dem Tode des Versicherten angesehen und sie

der Prüfung der Frage, ob er der Klägerin "zur Zeit sei—

nes Todes” Unterhalt zu leisten hatte, zugrunde gelegt„
Ebenso begegnet die weitere Annahme des LSG, der Versi—

cherte sei bei einem Einkommen in der angegebenen Höhe

ohne Gefährdung seines eigenen notwendigen Lebensunter—

halts nicht in der Lage gewesen, der Klägerin Unterhalt

zu leisten, ihm habe daher eine Verpflichtung nach den

@@58, 59 EheG nicht obgelegen, im Ergebnis keinen recht—
lichen Bedenken° Zwar hat das LSG es unterlassen, die

Einkommens- und Vermögensverhältnisse auch der Klägerin

während des gleichen Zeitraumes zu prüfen und Feststel—

lungen über ihre Unterhaltsbedürftigkeit zu treffen°

Solche Feststellungen sind im allgemeinen erforderlich,

weil der allein oder überwiegend für schuldig erklärte

Ehegatte nach 5 58 EheG den nach den Lebensverhältnissen
der Ehegatten angemessenen Unterhalt zu leisten hat,

"soweit die Einkünfte aus dem Vermögen der Frau und die

Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit nicht ausreichen"‚.und

nach @ 59 EheG von der Unterhaltspflicht insoweit frei—

gestellt ist, als dies "mit Rücksicht auf die Bedürfnisse
und die Vermögens— und Erwerbsverhältnisse der geschiede—

nen Ehegatten" der Billigkeit entspricht° Im vorliegenden
Rechtsstreit kann jedoch auch ohne Rücksicht auf die

Lebensverhältnisse der Klägerin schon aus dem geringen

Betrag, der dem Versicherten in dem angegebenen Zeitraum

-6-
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für den eigenen Lebensunterhalt zur Verfügung stand,

unbedenklich geschlossen werden, daß er zu irgendeiner

Unterhaltsleistung an die Klägerin nicht imstande war°
Es ist in der Rechtsprechung anerkannt, daß der Untere

haltsanspruch der geschiedenen Frau nicht nur davon

abhängt, daß der Mann allein oder überwiegend für schul—

dig erklärt_worden ist, daß es vielmehr auch auf seine
Fähigkeit zur Unterhaltsleistung ankommt und daß die

Pflicht hierzu in der Zeit entfällt, in welcher er nach

seinen Einkommens- und Vermögensverhältnissen zur Unter—-

haltsleistung außerstande ist (BSG }, 197,'l99; 5, 276,

281; 12, 257, 259)° Das LSG hat daher zutreffend ange—
nommen, daß ein solcher Fall zur Zeit des Todes des Ver—

sicherten vorlag°

Dieser Auffassung steht auch nicht entgegen, daß in den

Leistungen, die der Kläger als Arbeitsloser erhielt und

auf die er nach den Feststellungen des LSG allein für

seinen Lebensunterhalt angewiesen war, ein Familien—

zuschlag von 6,-— DM wöchentlich (rund 25‚—— DM monat-
lich) enthalten War° Es kann für die Entscheidung des

Rechtsstreits dahinstehen, ob die sämtlichen für die

Gewährung dieses Zuschlags in $ 89 des Gesetzes für

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG)

genannten Voraussetzungen bis zum Tode des Versicherten,

insbesondere auch noch in der Zeit nach der Ehescheidung

vorgelegen haben, ob er also den Zuschlag bis zuletzt zu

Recht erhalten hat, Denn jedenfalls bildete der Zuschlag

einen uhselbständigen Teil des Arbeitslosengeldes; der

Anspruch auf die Leistung stand auschließlich dem Versi—

cherten, nicht (auch) der Klägerin zu (BSG 3, 112}, Es
handelte sich zwar — ähnlich wie beim Kinderzuschuß zur

Rente aus der Rentenversicherung (vgl° BSG 19, 241) —
um eine zweckbestimmte Leistung; ihre Gewährung sollte

dem Versicherten die weitere Erfüllung der Unterhalts-

..."/..
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pflicht ermöglichen oder erleichterno Doch war dieser durch

keine Rechtsverschrift verpflichtet, den empfangenen Betrag

an die Klägerin abzuführen„ Die Pflicht hierzu ergab sich
insbesondere nicht aus den @@58, 59 EheG„ Die Klägerin

meint zwar, die Abführung an sie hätte der Billigkeit ent—

sprochen, wie sie in @ 59 des EheG als Anspruchsvoraus-

setzung genannt ist° Jedoch erforderte die Billigkeit im

vorliegenden Streitfall schon deshalb keine solche "Unter—
haltsleistung", weil es der Klägerin freigestanden hätte,

im Falle ihrer Bedürftigkeit bei dem Arbeitsamt nach @ 181

Abs° } AVAVG die Auszahlung eines Teiles des Arbeitslosen—

geldes- etwa gerade des Zuschlags — zu beantrageno Dies

war der gegebene Weg, um die Zweckbestimmtheit des Zuschlags

zu wahren, falls ihn der Versicherte für fremde Zwecke ver-

wandten Angesichts di ser gesetzlichen Möglichkeit kann es

aber nicht Aufgabe einer Unterhaltsregelung nach dem EheG

sein, der Klägerin über zivilrechtliche Billigkeitsan—

sprüche den Genuß der Familienzuschläge zum Arbeitslosen—

geld des Versicherten zu verschaffen„

Das LSG hat schließlich zu Recht angenommen, der Versicherte

sei zur Zeit seines Todes auch nicht "aus sonstigen Gründen”

im Sinn von 5 A2 AVG der Klägerin gegenüber zum Unterhalt

verpflichtet gewesen° Eine solche Pflicht ergab sich weder

aus dem Bezug des Familienzuschlags zum Arbeitslosengeld

noch aus der Möglichkeit einer Anordnung nach @ 181 Abs., }

AVAVG° Selbst wenn auf eine derartige Anordnung ein Teil

des Arbeitslosengeldes (der Familienzuschlag) an die Klage-‘

rin abgezweigt werden wäre, so hätte sie damit zwar einen 1

Teil der dem Versicherten zustehenden Leistung ausgezahlt

erhalten; es kann aber nicht gesagt werden, daß ihr damit

der Versicherte selbst oder über das Arbeitsamt Unterhalt

geleistet hätteo
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Da hiernach keine der Voraussetzungen gegeben ist,

von denen 5 #2 AVG den Hinterbliebenenrentenanspruch

abhängig macht, muß die Revision der Klägerin gegen

das Urteil des LSG als unbegründet zurückgewiesen

werden°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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